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Seminarankündigung 

Im Sommersemester 2023 werde ich ein Seminar mit dem Thema „Aktuelle Herausforderungen des Völ-
kerrechts“ – Schwerpunktbereiche Nr. 6 & 8 (alte PO) und Schwerpunktbereich Nr. XI (neue PO) – an-
bieten. Das Seminar soll als Blockveranstaltung durchgeführt werden und richtet sich an Studierende aus 
dem Schwerpunktbereich. Nebenfachstudierende aus den politischen Wissenschaften sind herzlich will-
kommen, für sie wird ein Kontingent von zwei Seminarplätzen bereitgehalten. Eine Vorbesprechung für 
Interessierte findet am 18. Januar 2023 um 11.00 Uhr über Zoom statt. Die Einwahldaten können über 
moritz.schulze@uni-bonn.de erfragt werden. Vorgesehene Themen sind unter anderem: 

- Annexion ukrainischer Gebiete: Pflicht zur Nichtanerkennung 
- Die Uniting for Peace Resolution und der Ukraine-Krieg 

- Staatenverantwortlichkeit kraft Gebietskontrolle 

- Staatenverantwortlichkeit für schwere Menschenrechtsverletzungen  
- Nationale Sicherheit im Welthandelsrecht: Der Panel Bericht im Fall “United States — 

Certain Measures on Steel and Aluminium Products”  

- Selbstbestimmungsrecht und Sezession am Beispiel der neueren Rechtsprechung des 
UK Supreme Court 

- Aggression und die Reaktion von Drittstaaten: Verwertung von staatlichem und pri-

vatem Vermögen 
- Staatenverantwortlichkeit für das Verhalten von Aufständischen 

 

Die Anmeldung zum Seminar wird über das dazu vorgesehene Portal des Fachbereichs erfolgen: 

https://seminarvergabe.jura.uni-bonn.de/Startseite.php. 
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